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Beschluss-(Resolutions-)antrag
der ÖVP-Gemeinderätinnen Sabine SCHWARZ, MMag. Dr. Gudrun KUGLER und Dr. Wolfgang ULM, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 30.03.2016 zu Post 4 der Tagesordnung
betreffend Anpassung der Familienbeihilfe für Nicht-Staatsbürger an das Niveau des Wohnsitzes des Kindes
Für im EU-Ausland lebende Kinder von im Inland arbeitenden Nicht-Staatsbürgern hat Österreich im Vorjahr 223 Millionen Euro gezahlt – Tendenz steigend. Die tatsächlichen Lebenserhaltungskosten der Kinder in ihren Herkunftsländern wurden dabei nicht berücksichtigt. So erhält etwa ein in Österreich arbeitender Rumäne für seine beiden in Rumänien lebenden Kinder rund 300 Euro an Familienbeihilfe. Dies entspricht dort einem rumänischen Durchschnittseinkommen. 

Eine Anpassung scheint erforderlich. Der EU-Gipfel vom Februar dieses Jahres brachte diesbezüglich klare Reformfortschritte und ein Reformbeschluss, der eine Umsetzung noch in diesem Jahr ermöglicht. Künftig soll für im Herkunftsland lebende Kinder nicht der volle, sondern der dem Niveau des jeweiligen Landes angepasste Familienbeihilferichtsatz zur Anwendung kommen. Die zuständigen Ministerien prüfen derzeit die entsprechenden vorbereitenden Umsetzungsschritte. Bundeskanzler Werner Faymann zeigte sich gesprächsbereit.  
Die gefertigten Gemeinderätinnen stellen daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien folgenden 

Beschlussantrag:

Der Wiener Gemeinderat appelliert an die österreichische Bundesregierung dafür zu sorgen, dass im Einklang mit den künftigen EU-rechtlichen Bestimmungen die Familienbeihilfe für im Ausland lebende Kinder von Nicht-Staatsbürgern auf das Niveau der tatsächlichen Lebenserhaltungskosten des jeweiligen Herkunftslandes angepasst wird. 
In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wien, 30.03.2016
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